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420 Hausarbeitgeſetz .

b ) Hausarbeitgeſetz — Auszug —

( Faſſung der Bekanntmachung vom 30. Juni 1923 , RGGVl. 1923 S. 472. )

§ 1. Für Werkſtätten , in denen

1. jemand ausſchließlich zu ſeiner Familie gehörige Per⸗

ſonen gewerblich beſchäftigt ,
2. eine oder mehrere Perſonen gewerbliche Arbeit ver⸗

richten , ohne von einem den Werkſtattbetrieb leiten⸗

den Arbeitgeber beſchäftigt zu ſein ,

gelten neben den beſtehenden reichsrechtlichen Vorſchriften

die Vorſchriften dieſes Geſetzes . Ausgenommen bleiben Werk⸗

ſtätten , in denen ausſchließlich für den perſönlichen Bedarf

des Beſtellers oder ſeiner Angehörigen gearbeitet wird .

Die im Abſ . 1 Nr . 1, 2 bezeichneten Perſonen , ſoweit

ſie nicht nach Satz 2 ausgenommen ſind , gelten als Haus⸗

arbeiter im Sinne der folgenden Vorſchriften .

§ 2. Im Sinne dieſes Geſetzes gelten als

1. Werkſtätten neben den Werkſtätten im Sinne des

§ 105b Abſ . 1 der Gewerbeordnung Räume , die zum

Schlafen , Wohnen oder Kochen dienen , wenn darin ge⸗

werbliche Arbeit verrichtet wird , ſowie im Freien ge⸗

legene gewerbliche Arbeitſtellen ,
2. gewerbliche Beſchäftigung oder Arbeit jede Tätigkeit ,

die als gewerblich im Sinne der Gewerbeordnung an⸗

zuſehen iſt ,
3. Gewerbe die Gewerbe im Sinne der Gewerbeordnung ,
4. Gewerbeaufſichtsbeamte die Gewerbeaufſichtsbeamten

im Sinne des § 139b der Gewerbeordnung .

§ 6 Abſatz 1. Soweit ſich in einzelnen Gewerbezweigen
aus der Art der Beſchäftigung Gefahren für Leben , Geſund⸗

heit oder Sittlichkeit ergeben , kann auf Antrag des Gewerbe⸗
aufſichtsbeamten die zuſtändige Polizeibehörde durch Ver⸗

fügung für einzelne Werkſtätten diejenigen Maßnahmen an⸗

ordnen , welche zur Durchführung der folgenden Grundſätze

erforderlich ſind :
1. Die Werhſtätten , einſchließlich der Betriebsvorrich⸗

tungen , Maſchinen und Gerätſchaften , ſind ſo einzu⸗
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richten und zu unterhalten , daß die Hausarbeiter gegen
Gefahren für Leben und Geſundheit ſo weit geſchütztſind , wie es die Natur des Betriebs geſtattet .

Insbeſondere iſt für genügendes Licht , ausreichen⸗
ge Per den Luftraum und Luftwechſel , Beſeitigung des bei

dem Betrieb entſtehenden Staubes , der dabei ent⸗
wickelten Dünſte und Gaſe ſowie der dabei entſtehen⸗
den Abfälle zu ſorgen .

Zum Schutze gegen gefährliche Berührungen mit
Maſchinen oder Maſchinenteilen ſowie gegen andere in
der Natur der Betriebsſtätte oder des Betriebs liegende
Gefahren ſind die erforderlichen Vorrichtungen her⸗
zuſtellen .

2. Auf Geſundheit und Sittlichkeit der männlichen Haus⸗
arbeiter unter achtzehn Jahren und der Hausarbeite⸗
rinnen ſind diejenigen beſonderen Rückſichten zu neh⸗
men , welche durch Alter und Geſchlecht dieſer Arbeiter .
geboten ſind .

3. Arbeiten , bei denen dies zur Verhütung von Gefahren
für Leben oder Geſundheit erforderlich iſt , dürfen nurrin ge⸗ in ſolchen Räumen verrichtet werden , welche aus⸗en ge⸗ ſchließlich hierfür benutzt werden .

iel § 7. Soweit ſich in einzelnen Gewerbezweigen , insbe⸗
0 60 ſondere ſolchen , welche der Herſtellung , Verarbeitung oder

Verpackung von Nahrungs⸗ oder Genußmitteln dienen , Ge⸗
1 fahren für die öffentliche Geſundheit ergeben , kann die zu⸗10 ſtändige Polizeibehörde durch Verfügung für einzelne Werk⸗5

ſtätten anordnen , wie dieſe und die Lagerräume einſchließlich
der Betriebsvorrichtungen , Maſchinen und Gerätſchaften
einzurichten und zu unterhalten ſind , und wie der Betrieb zu
regeln iſt , um die Gefahren auszuſchließen.

Außerdem kann die Polizeibehörde anordnen , daß
Räume , in denen Nahrungs⸗ oder Genußmittel hergeſtellt
oder verarbeitet werden , zu beſtimmten anderen Zwecken
nicht benutzt werden dürfen .

Die Beſtimmungen des Abſ . 1, 2 finden auch auf die
im 8 1 Abſ . 1 Satz 2 aufgeführten Werkſtätten Anwendung .



422 Hausarbeitgeſetz .

8§ 8. Soweit nicht die Anordnungen gemäß 88 6,7 die

Beſeitigung einer dringenden Gefahr bezwecken , iſt für die

Ausführung eine angemeſſene Friſt zu laſſen .
Für Betriebe , die bei Erlaß dieſes Geſetzes bereits be⸗

ſtehen , ſind , ſolange ſie nicht erweitert oder weſentlich ver⸗

ändert werden , nur ſolche Anforderungen zuläſſig , welche zur

Beſeitigung erheblicher , Leben oder Geſundheit der Haus⸗

arbeiter oder die öffentliche Geſundheit gefährdender Miß⸗

ſtände erforderlich oder ohne unverhältnismäßige Aufwen⸗

dungen ausführbar ſind .

8 9. Die Verfügungen auf Grund der 88 6, 7 ſind an

denjenigen zu richten , welcher das Verfügungsrecht über den

als Werkſtätte oder Lagerraum benutzten Raum hat .

Verfügungen zur Regelung des Betriebs auf Grund
des 8 7 Abſ . 1 ſind im Falle des § 1 Abſ . 1 Nr . 2 an die

Hausarbeiter zu richten .
Gegen die Verfügung iſt binnen zwei Wochen die Be⸗

ſchwerde an die höhere Verwaltungsbehörde zuläſſig ; dieſe

entſcheidet endgültig .

§ 10. 1) Der Reichsarbeitsminiſter kann mit Zuſtimmung
des Reichsrats beſtimmen , welchen Anforderungen in ein⸗

zelnen Arten der in 88 6,7 bezeichneten Werkſtätten oder
Lagerräume zur Durchführung der dort aufgeſtellten Grund⸗
ſätze zu genügen iſt .

Er kann mit Zuſtimmung des Reichsrats die Verrich⸗

tung ſolcher Arbeiten in der Hausarbeit verbieten , welche
mit erheblichen Gefahren für Leben , Geſundheit oder Sitt⸗

lichkeit der Hausarbeiter oder für die öffentliche Geſundheit
verbunden ſind .

1) Vergl . hierzu :
a) Die vom Bundesrat unterm 17. November 1913 erlaſſenen

Beſtimmungen über Hausarbeit in der Tabakinduſtrie ( RGBl.
1913 S. 751 ) und die dazu ergangenen badiſchen Zuſtändigkeits⸗
vorſchriften vom 12. Februar 1914 und 2. Dezember 1920 ( Geſ. ⸗ u.
VOBl . 1914 S. 59 u. 1920 S. 537) ;

b) die Verordnung des Reichsarbeitsminiſters über die Verar⸗

beitung von Zellhorn in der Hausarbeit vom 4. Mai 1923 ( RGGBl.
1923 S. 284) .
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Soweit nicht der Reichsarbeitsminiſter Beſtimmungen
erläßt , kann die oberſte Landesbehörde oder nach Anhören be⸗
teiligter Gewerbetreibender und Hausarbeiter die zuſtändige
Polizeibehörde durch Polizeiverordnung ſie erlaſſen .

Der Reichsarbeitsminiſter und die oberſte Landesbehörde
können ihre Beſtimmungen auch für einzelne Bezirke erlaſſen .

Die Beſtimmungen des Reichsarbeitsminiſters werden
durch das Reichsgeſetzblatt veröffentlicht und dem Reichstag
zur Kenntnisnahme vorgelegt .

§ 11 . Für die Beobachtung der auf Grund der 88 6,
7, 10 getroffenen Anordnungen iſt derjenige verantwortlich ,
welcher das Verfügungsrecht über den als Werkſtätte oder
Lagerraum benutzten Raum hat . Für die Beobachtung der
Anordnungen zur Regelung des Betriebs auf Grund des
§87 Abſ . 1, 8S 9 Abſ . 2, 8 10 ſind in den Fällen des §1 Abſ . 1
Nr . 2 nur die Hausarbeiter ſelbſt verantwortlich .

§ § 49 bis 53 : Strafbeſtimmungen .
8 54 . Landesrechtliche Vorſchriften , wodurch die Be⸗

ſchaffenheit der zum Wohnen oder zu gewerblichen Zwecken
beſtimmten Räume geregelt oder Gefahren für Leben oder
Geſundheit abgewendet werden , bleiben unberührt , ſoweit
nicht auf Grund dieſes Geſetzes weitergehende Beſtimmungen
getroffen ſind .

In der Verordnung des bad . Miniſteriums des Innern
vom 28 . März 1912 , das Hausarbeitgeſetz betr . , in der Faſ⸗ſung der Verordnung vom 2 Dezember 1920 ( Geſ. ⸗ u. VOBl . 1912
S. 120, 1920 S. 538 ) iſt beſtimmt , daß

a) die nach dem Hausarbeitgeſetz den Behörden zugewieſenen
Aufgaben folgendermaßen wahrzunehmen ſind :

1. diejenigen der Ortspolizeibehörde durch das Bürgermeiſter⸗
amt , in den Städten mit Staatspolizei durch das Bezirksamt ,2. diejenigen der Polizeibehörde durch das Bezirksamt , in
den Fällen des § 7 des Hausarbeitgeſetzes durch das Gewerbe⸗
aufſichtsamt ,

3. diejenigen der höheren Verwaltungsbehörde durch den
Bezirksrat ,

4. diejenigen der Landeszentralbehörde durch das Miniſte⸗rium des Innern ;
b) die in § 10 Abf. 3, 88 14, 15, 16 vorbehaltenen Polizei⸗veror dnungen durch das Miniſterium des Innern oder im Wege

bezirkspolizeilicher Vorſchrift zu erlaſſen ſind .
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